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Abend⸗Ausgabe. 


1 


ſchildert im Weiteren 


Abonnemeuts⸗Einladung. 

Unſere geehrten Leſer, namentlich die 
auswärtigen, bitten wir, das Abon⸗ 
nement auf unſere Zeitung recht bald er⸗ 
neuern zu wollen, damit ihnen dieſelbe ohne 
Unterbrechung zugeht und wir ſogleich die 
Stärke der Auflage feſtſtellen können. Die 
reichhaltige Fülle des Materials, welches 
wir aus den politiſchen Tages- 
ereigniſſen, aus den jetzigen 
ſo intereſſanten Kammerbe⸗ 
richten, aus den lokalen und pro⸗ 
vinziellen Begebniſſendarbieten, 
die Schnelligkeit unſerer Nachrichten iſt ſo 
bekannt, daß wir es uns verſagen können, 
zur Empfehlung unſerer Zeitung irgend 
etwas zuzufügen. Wir werden auch ferner⸗ 
hin für ein ſpannendes und in- 

tereſſantes Feuilleton ſorgen 
Der Preis der zweimal täglich er⸗ 


wirkſamſten bekämpfen 


in der Hand hatten; 


ſcheinenden Stettiner Zeitun g beträgt Menſchen, der ſeine ganze Perſoͤnlichkeit in den 


außerhalb auf allen Poſtanſtalten vierteljähr⸗ 
lich nur zwei Mark, in Stettin in der 
Expedition monatlich 30 Pfeu⸗ 
nige, mit Bringerlohn 70 Pfg. 
e Die Redaktion. 


ö e ö 
1 83. Sitzung vom 24. Juni. 
35 Präaſident v. Köller eröffnet die Sitzung 


Parität treffe nicht zu. 


um 11 / Uhr. koniſſinnen ſeien durchaus andere, wie die der ka⸗ 

Am Miniſtertiſche: Kultus miniſter v. Putt- tholiſchen Genoſſenſchaften. Die Parität beſtehe 
famer, Dr. Friedberg und mehrere Kommiſſarten. nicht darin, Alles gleich, ſondern die verſchiedenen 

Der Bräfident bringt ein Schreiben des] Gebiete gleich zu behandeln. Die Konſervativen 
Miniſters des Janern zur Verleſung, in welchem] könnten fi daher den Anträgen der Regierung 
dem Hauſe Mittheilung gemacht wird, daß der Kai⸗ rückhaltslos anſchließen, nicht aber denen der Cen- 
jer die Glückwünſche des Hauſes gern entgegenge-| trumspartei. Unter den heutigen Verhältniſſen fet 
nommen und den Miniſter beauftragt habe, dem es unmöglich, für dieſe Amendements zu ſtimmen 
Hauſe den Dank des Kaiſers zu übermitteln. Es ſei ein Rechtszuſtand geſchaffen, der ſich ſo leicht 
Die Konſervativen fürchteten 
Jortſetzung der zweiten Berathun des Geſetz- ſich vor dem Ultramontamismus nicht, aber ebenſo 


Tagesordnung: nicht beſeitigen laſſe. 


entwurfs betreffend Abänderungen derſ wenig wie von Furcht, 


kirchenpolttiſchen Geſetze. mit demſelben die Rede fein, wie Herr Gneiſt be- 

Die Deratte beginnt bei Artikel 10, nach] hauptet habe. Redner wünſcht, daß der Kultur- 
welchem die Miniſter des Innern und der gelſt⸗] kampf, bei welchem nichts mehr als die Kultur 
lichen Angelegenheiten ermächtigt werden, die Errich- ſelbſt gelitten habe, durch ein Entgegenkommen auf 
tung neuer Niederlaſſungen von Genoſſenſchaften, allen Seiten bald ſein Ende erreichen möge. (Bei⸗ 


welche im Gebiete der Monarchie gegenwärtig be⸗ fall rechts.) 


ſtehen und ſich ausſchließlich der Krankenpflege wid⸗ Abg. Frhr. v. Heereman will ſich nach 
men, zu genehmigen, auch widerruflich zu geſtatten, | der erſchöpfenden Beleuchtung des Art. 10 durch 
daß gegenwärtig beſtehende weibliche Genoſſenſchaf⸗ ſeinen Fraktlonsgenoſſen auf wenige allgemeine Be- 


ten, welche ſich ausſchließlich der Krankenpflege wid-| merkungen beſchränken. 


men, die Pflege und Unterweiſung von Kindern, die ligiöſen Genoſſenſchaften iſt den ärgſten Angriffen 
ſich noch nicht im ſchulpflichtigen Alter befinden, als 47 7 entgangen; 55 he n > 
Nebenthätigkeit übernehmen. Neu errichtete Nieder- Kurie auf die Sphäre der ſtaatlichen Wirkſamkeit 
laſſungen unterliegen der Aufſicht des Staates in] ſehen wollen. Aber hier greifen die höchſt eigen⸗ 
Gemüͤß heit des § 3 des Geſetzes vom 31. Mat thümlichen Geſichtspunkte und Gefahren bezüglich 
1875 und können durch königliche Verordnung auf- der Ausdehnung des römiſchen Einfluſſes durchaus 
gehoben werden. Der Krankenpflege im Sinne des nicht Plaz. Im Allgemeinen empfindet Redner 
Gejepes vom 31. Mai 1875 iſt die Pflege und eine gewiſſe Freude, daß von allen Seiten des Hau- 
Unterweiſung von Blinden, Tauben, Stummen und ſes jetzt die große Falk'ſche Geſetzgebung verurthellt 
Idioten, ſowie von gefallenen Frauensperſonen wird, daß keine Partei im Hauſe, auch nicht die, 
gleichgeſtellt. N die noch vor 6 —7 Jahren ihr zujubelte, mehr das 
Dieſer Artikel iſt in der Kommiſſton mit 14 Werk in ſeiner Totalität aufrecht erhält. (Sehr 

ut!) Alle Seiten des Hauſes, ſelbſt die Herren 
Heute liegen Anträge von den Abgg. Brüel N Sybel und v. Zedlitz, en 10 N: 1 ja- 
und v. Shorlemer-ALf vor, von denen der gen will (Heiterkeit), wollen nicht mehr anerkennen, 
letztere die Aufnahme neuer Mitglieder unbeſchränkt] was fie ſelbſt feiner Zeit gutgeheißen haben. Aber 
zulaſſen will, der erſtere dagegen nur foweit die eine weitere Klärung iſt leider nicht eingetreten; 
Aufnahme geſtatten will, als die beſchränkenden mi⸗ nach wie vor umgiebt man im Namen der Freiheit 
niſteriellen Beſtimmungen dies geſtatten. die katholiſche Kirche mit allen möglichen Banden 
Abg. Ur. Reichenſperger (Köln) er] der Polizei und Unfreiheit. (Sehr wahr! im Cen⸗ 
achtet es als ein ſehr großes Unrecht, daß man die trum) Man hat gar kein Verſtändniß für die 
barmherzigen Schweſtern den proteſtantiſchen Dia- katholiſche Kirche, wenn man noch heute gewiſſe 
koniſſen nachſtellt Es müſſe in rechtlicher Bezie⸗ Theile der Maigeſetzgebung vertheidigt, die Altkatho⸗ 


gegen 7 Stimmen angenommen. 


hung eine Gleichſtellung ſtattfinden, weil ſonſt die liken in Schutz nimmt 


Katholiken benachtheiligt würden. Der Artikel 10 recht erhalten will. Kein Staat kann doch einem Abg. Stöcker hat ſeine Freude darüber ausgeſpro⸗ 
der Regierung ändere wenig, laſſe vielmehr Alles Pfarrer klechliche Befugniſſe übertragen! ee , daß Herr Windthorſt die katholiſche und evan- 
beim Alten, namentlich bleibe die läſtige Polizei- hat beſtritten, daß die barmherzigen Schweſtern ganz 

* Vorzügliches leiſten, daß fie nur ihrem Beruf leben 
Der Redner empfiehlt den Antrag Schorlemer even ⸗ und daß die Kirche ein Recht hat, dieſe ſchönſte welcher die Geſetze des Syllabus zuſammengeſtellt 
tuell würde er auch für den Antrag Brüel ſtim⸗ Blüthe ihres Lebens zu genießen. Es giebt doch hat, den von der Kurie eingeführten Katechismus 


aufſicht beſtehen, die mit Schärfe gehandhabt werde. 


men. Endlich wendet ſich Redner polemificend ge- nichts Schöneres, als 


gen die Ausführungen des Abg. von Eynern und der Barmherzigkeit zu opfern, was noch kürzlich ſind der Abſchaum der Unfittlichkeit in jedem Lande, 


Ilelliner 


Freitag, den 25. 


denen die Ordensſchweſtern unterworfen worden 
ſelen, ſucht die Behauptung von der Staatsgefähr⸗ 
lichkeit der Orden zu widerlegen und nachzuweiſen, 
daß gerade die Orden die Sozialdemokratie am 


habe mit allen ihr zu Gebote ſtehenden Mitteln 
gegen die ultramontane Partei gekämpft und fie 
doch nicht beſtegt. Dieſer Kampf erinnere an die 
Gladiatorenkämpfer, die doch wenigſtens ein Rohr 


aber nicht einmal ein Rohr gehabt. Die Liberalen 
hätten dagegen nur mit „Aufſtehen“ und „Sitzen⸗ 
bleiben“ gekämpft. (Große Heiterkeit.) 


faſt zwei gleiche Hälften nach ihren religlöſen 
kenntniſſen getrennt iſt; auch der Geſichtspunkt der 
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die Begünſtiger der Proteſtanten find auf ſittlichem 
und religiöfem Gebiete Peſtkranken gleich“ u. ſ. w. 
Ich wünſche, daß Herr Stöcker liebenswürdigere 
Schweſtern haben möge, als wir in der katholischen 
Kirche. Wir werden für Art. 10 ſtimmen, weil 
wir nur gegen die Uebermacht der römiſchen Kirche 
kämpfen, niemals uns aber gegen die ſeelſorgeriſchen 
und religiöfen Bedürfniſſe des Volkes wenden. (Bei- 
fall links.) 

Abg. Irhr. v. Schorlemer⸗Alſt: Die 
von dem Abg. v. Eynern mitgetheilten Stellen im 
Katechismus von Perone werden von uns, falls die 
Citate richtig find, auf's Schärfſte verurthellt. Was 
dann das Gleichniß vom ultramontanen Roß be⸗ 
trifft, ſo muß ich dem geehrten Herrn ſagen, wenn 
er weiter ſo das liberale Roß tummelt, dann wird 
es ihn vielfach abwerfen. (Heiterkeit) Was die 


uni 1880. 


die poltzeilichen Chifanen, (hohe Militärbehörden den Krankenpflege Orden be⸗ 
zeugt haben. Mit jeder Beſchränkung ſchneidet 
alſo der Staat in ſein eigenes Fleiſch. Auch die 
Entziehung der Waiſenpflege hat dem Staate ſehr 
geſchadet, denn eine große Anzahl von Anſtalten 
mußte aufgelöſt werden, in denen die Waiſen die 
liebevollſte Pflege genoſſen. Die Regierungs-Bor- 
ſchläge find nur halbe Maßregeln, wollen Sie wirk⸗ 
lich helfen, ſo nehmen Sie unſere Anträge an. 
(Beifall im Centrum.) 


Kultus miniſter v. Puttkamer: Ich muß 
anerkennen, daß ich mich in einer Diskuſſion wie 
der gegenwärtigen dem Centrum gegenüber in einer 
ungünſtigen Lage befinde. Sie können, wenn Sie 
über dieſe Dinge ſprechen, an die edelſten Gefühle 
appelliren, welche die menſchliche Bruſt bewegen. 
Ich aber muß, indem ich mich auf den Standpunkt 
des Staates ſtelle, feſthalten an der ſtaats rechtlichen 
und vom preußiſchen Staate anerkannten Nothwen⸗ 
digkett. Wenn der Abg. Reichenſperger an die 
Ritterlichkeit der in der Regierung ſtehenden Per⸗ 
ſonen appellirt, um die Behandlung der Orden auf 
eine andere Baſts zu ſtellen, jo iſt das für mich 
ein ſtarker Stachel. (Beifall rechts) Ich geſtehe 
ſogar ganz offen, daß ich es für richtig halte, der 
katholiſchen Kirche als ſolcher die Orden in ihrer 
Totalität nicht vorzuenthalten. (Hört! links.) Ich 
ſehe die Orden als eine eigenthümliche und natür- 
liche Lebensäußerung der Kirche an; es fragt ſich] geſetze oder gegen die Sittlichkeit verſtoßen hätten. 


könnten. Die Regierung 


die Ultramontanen hätten 


leider die 


5 
lie unterrichtliche K v h nicht unter einem ander 
gatipnen abgeſchnitten und von dieſem Standpunkt nister anders verhält. Etwas der Diskretion übır- 
ſollte daher das Centrum unſere Vorſchläge mit] laſſen, heißt auch es der Willkür anheimgeben. — 
Freuden begrüßen. Dieſelben beabſichtigen eine 
Milderung der herrſchenden Uebelſtände. Den Ab- 
änderungsvorſchlägen des Centrums kann die Re⸗ 
gierung nicht zuflimmen. Die Ausdehnung der 
weiblichen Krankenpflege, wie ſie dort verlangt wird, 
fällt aus dem Rahmen der Krankenpflege hinaus, 
auf den ſich die Regierung jetzt nur allein be⸗ 
ſchränken kann. Daß die Staats aufſicht die Thä⸗ 
tigkeit der Kongregationen beſchränke oder gar ver⸗ 
nichte, können wir nicht zugeben, ſie werden nach 
der Anſicht der Regierung in ihrem humanen 
Wirken nicht im Mindeſten gehindert. Die in die⸗ 
fer Beziehung von den Kongregationen allmonatlich 
zu machenden Angaben beſchränken ſich auf ſtati⸗ 
ſtiſche Bemerkungen. Gerade die einflußreichſten 
Krankenpflege-Orden nehmen keinen Anſtand, indem 
fie den humanen Zweck höher ſtellen als einen ſyſte⸗ 
matiſchen Widerſtand gegen die Maigeſetze, und ſich 
dieſen Kontrol⸗Vorſchriften ohne Bedenken fügen. 
Die zerſtörende Wirkung des Geſetzes ſoll dann 
durch die verminderte Zahl der Niederlaſſungen er- 
wieſen werden. Das iſt falſch! Bet Erlaß des 
Geſetzes beſtanden 62 Genoſſenſchaften mit 946 
Niederlaſſungen, nach Ausführung des Geſetzes blie⸗ 
ben davon 36 reſp. 609; — eine attliche An ⸗ 
zahl! Wenn Sie alſo ſich mit Dem begnügen 
wollen, was wir Ihnen zur Zeit bieten können, fo 
segehen Sie allerdings einen Akt der Selbftver- 
leugnung, leiſten aber den Intereſſen Ihrer Kirche 
und Ihrer Glaubensgenoſſen einen weſentlichen 
Dienſt. (Beifall.) 

Abg. v. Eynern: Ich habe erwartet, daß 
meine geſtrige Rede dem ultramontanen Roſſe, wel- 
ches Sie reiten, ſtarkes Futter zuführen werde. 
(Lärm im Centrum.) Der Abg. Reichenſperger hat 
darauf hingewieſen, daß in England das Kloſter⸗ 
weſen vollkommen frei ſei. Nun, meine Herren, 
auch da, wo die Katholiken in der Minorität ſind, 
giebt es liebenswürdige nette Leute, die ſo lange in 
die Gefühle der Minorität nicht eingreifen, als ſie 
durch dieſelbe nicht verletzt werden. Aber ich ver⸗ 
ſichere Sie, wenn einmal in England ein Mißbrauch 
des Kloſterweſens vorkommen würde, ſo würde das 
engliſche Geſetz dieſen Mißbrauch treffen wie der 
Blitz. Ueber einen Vorfall, wie er ſich jüngſt in 
Münſter ereignet hat, würde z. B. in England jo- 
und die Staatspfarrer auf- fort eine amtliche Unterſuchung eröffnet fein. Der 


n 


Be⸗ 


Die Verhältniſſe der Dia⸗ 


theilen, welche die Gegner der katholiſchen Kirche 
beſeelen. Was die Auflöſung des Jeſuiten⸗Orden⸗ 
durch einen Papſt anlangt, fo bitte ich zu berüd- 
ſichtigen, welcher Druck auf dieſen Papſt durch Ehoi- 
ſeul und Pombal ausgeübt worden iſt, und we 
ſehr der Papſt dieſe Maßregel ſpäter bedauert ban. 
Auch daran möchte ich den Abg. Stöcker erinner, 
daß Friedrich der Große den Jeſuiten in feinen, 
Staate Aufnahme gewährt hat. Das Geſetz gegen 
die Kloͤſter iſt eines der ſchmerzlichſten im ganzen 
Kulturkampf. Wie man gegen die Orden verfahre 
it und wie man die barmherzigen Schweſtern bi 
handelt hat, das iſt ſchlimmer als die Dragonaden 
in Frankreich. (Widerſpruch links.) 

Hierauf wird die Debatte geſchloſſen. 

Es folgen perſönliche Bemerkungen. 

Die Abſtimmung erglebt die unveränderte An- 
nahme der Regierungsvorlage, für die Anträge 
Brüel ſtimmen auch die konſervativen Abgg. Stroſſer 


könne von einem Bündniß 


Auch das Gebiet der re- 


Art. 11 der Vorlage (von der Kommiſſion 
verworfen), lautete: 

Der Vorſitz in dem Kirchenvorſtande von ka⸗ 
tholiſchen Kirchengemeinden (SS 12 und 5 des Ge⸗ 
ſetzes vom 20. Junt 1875 G -S. S. 194) kann 
durch Königliche Verordnung anderweitig geregelt 
werden.“ 

Abg. Dr. Brüel will den Artikel wie folgt 
amendiren: 

„Durch Königliche Verordnung können unter 
Abänderung des Geſetzes vom 20. Juni 1875 
8 12 und 5 GGeſetzſaammlung S. 241) zum 
Vorſitz in Kirchenvorſtänden von katholiſchen Kir⸗ 
chengemeinden deren geiſtliche Mitglieder berufen 
werden.“ 

Abg. Schmidt (Sagan) begründet kurz den 
Antrag der freikonſervativen Fraktion auf Stre⸗ 
chung des Artikels. Es erſcheint als ein höchſt 
ungewöhnliches und bedenkliches Präcedens, ein Ge⸗ 
ſetz beſtimmten Inhalts aufzuheben und die mate 
rielle Erledigung der Frage gänzlich dem Belieben 
Königlicher Verordnung zu überlaſſen. Die Au 
hebung unſeres legislatoriſchen Rechts in dieſer Form 
iſt wohl ſchwerlich überhaupt vorgekommen. Ds 
man generell oder blos von Fall zu Fall den Vor 
den katholiſchen Pfarrern übertragen will, iſt aus 
den Motiven nirgends zu entnehmen. Will men 
die Frage generell regeln, jo muß das durch Gern 
geſchehen. Bedenkt man ferner, daß links rhein! 
der katholiſche Pfarrer nicht der geborne Vorſitzen 
des Kirchenraths iſt, jo erſcheint doch die Aufkı- 
bung dieſes altgewohnten Zuſtandes als terenilt.,. 


geliſche Kirche als Schweſtern bezeichnet hat. Ich 
will Ihnen vorleſen, wie derſelbe römiſche Gelehrte, 


ſein ganzes Leben Werken von Perone dahin erläutert: „Die Proteſtanten 


nur, auf welchen Ge ieten der Staat feinen Inter-[ Wenn auch in Bezug auf die mit den Nachwei⸗ 
eſſen gemäß verpflichtet if, dieſer Thätigkeit Raum ſungen der Liſten geforderten Angaben durch den 


Kindererziehung EHI 8 Kalle. Die preußiſche Geſetz d 5 
hr i ei ſtehe ganze er-] gen geriet werden, ſo haben wir doch keine Burg. 
| den KRongre-|1haft, daß das ſich nicht unter einem anderen M. 


Die ganze Angelegenheit iſt nicht jo brennend und 
wird ſich beſſer erledigen laſſen, wenn die Situa⸗ 
tion ſich etwas mehr geklärt und befeſtigt hat. 

Hierauf wird ſowohl der Antrag Brüel wie 
der Art. 11 der Vorlage abgelehnt. 

Als neuen Art. 12 ſchlagen ſowohl die Kon⸗ 
ſervativen wie die Freikonſervativen folgende Faſ⸗ 
ſung vor: 

Die Beſtimmungen dieſes Geſetzes, mit 
Ausnahme der Art. 3, 9 und 10, treten mit 
dem 1. Januar 1882 außer Wirkſamkeit. 

Abg. v. Zedlitz (Neukirch): Wir werden 
für die Zeitdauer bis zum Jahre 1882 ſtimmen, 
indem wir hoffen, daß alle Parteien in der Zuſtim⸗ 
mung zu den Art. 3, 9 und 10 einig ſein wer⸗ 
den. Wir glauben damit ein Zeichen unſerer Frie⸗ 
densliebe zu geben, ohne an der Autorität des 
Staates zu rütteln. 

Abg. v. Wedell⸗ Malchow: Die An 
nahme dieſes Artikels involvire keine Billigung der 
Maigeſetze, ſondern wolle nur die Möglichkeit geben, 
einen Waffenſtillſtand zu ſchließen, nach deſſen Ab⸗ 
lauf vielleicht ein dauernder Frieden zu ſchließen 
ſtin würde. Das vorliegende Geſetz enthalte be⸗ 
deutende Konzeſſionen gegenüber der Kirche, wolle 
man im Centrum dieſelben nicht annehmen, fo treffe 
die Schuld nicht die Regierung. Er hoffe aber, 
daß es gelingen werde, eine Vereinbarung mit der 
Karie zu finden, welche allen Wünſchen entspreche. 
. Abg. Windthorſt: Ich kann nur erflä- 
ren, daß wir auch dieſen Artikel nicht annehmen 
können, weil er in der Kommiſſion nur gemacht iſt, 
den Frieden hinauszuſchieben. Der Artikel hat nur 
dann Sinn, wenn auch Art. 9 mit eingefügt iſt. 
Wer den wirklichen Frieden aber will, der thut gut, 
jete Friſtbeſtimmung wegzulaſſen und keine Preſſlon 
auszuüben. Was die Kurie thun wird, weiß ich 
nicht, ſo viel denke ich, daß man ſich die Verhand⸗ 
lungen wird überſetzen laſſen, um daraus die Stim- 
mung zu entnehmen, die hier herrſcht. Aber was 
unjere Fraktion betrifft, jo kann ich Ihnen nur 
ſagen: bringen Sie in einen Artikel eine Beftim- 
mung, daß die Anzeigepflicht derart gemeint iſt, wie 
es der Abg. v. Zedlitz ausgedrückt hat, dann ſagt 
die ganze Centrumsfraktion Nein! Eine derartige 
Anzeigepflicht enthält die Anerkennung des geiſtlichen 
Gerichtshofes, und dieſen Gerichtshof wird man 
bei uns nicht anerkennen, ſo lange die Welt ſteht. 
Wir haben die Abſicht, lieber ehrenvoll unterzu⸗ 
gehen, als zu kapituliren, um ſpäter doch unterzu⸗ 
eden. Aber es giebt eine höhere Macht, und auf 
ote vertrauen wir, daß fie Alles zu unſerem Beſten 
macht. Außerdem wiſſen wir auch, daß der Lan⸗ 
desherr den Frieden will! — Jetzt habe ich auch 
kein Bedenken mehr, Ihnen den Grund unſerer 
Abſtimmung zu Artikel 4 zu erklären. M. H, zu⸗ 
nächſt wollten wir durch eine formale Abſtimmung 
konſtatiren, was ich ſchon früher behauptet hatte, 
daß die Regierung, wenn ſie eine Verſtändigung 
will, die Majorität zur Beilegung des Kultur ⸗ 
kampfes hat. Zweitens wollten wir konſtatiren, 
daß die große Majorität des Hauſes nicht ein⸗ 
ſtimmt in den ſtets ſich wiederholenden Ruf und 
die Behauptung, daß die Biſchöfe nicht zurückge⸗ 
führt werden können und werden. Die große 
Majorität des Hauſes hat das anerkannt, und 
die Bedingung, welche daran geknüpft war — kei⸗ 
necwegs die Bedingung, wie fie im Art. 1 ſteht 
— bot jeglicher Verhandlung Raum. Die Gründe, 
weshalb die Biſchöfe nicht zurückkehren dürfen, nach 
Anſicht der Majorität, hat der Abg. v. Bennigſen 
vertreten zur großen Befriedigung des Reichskanz⸗ 
lers. Dieſem hat ja die Rede des Abg. v. Ben⸗ 
nigſen, wie allſeitig verſichert wird, ganz ausge⸗ 
zeichnet gefallen. Man hat nur gemeint, daß die 
Anzeigepflicht erforderlich ſei. Nun iſt es ja rich⸗ 
tig, daß ohne weitere Verſtändigung in dieſer Hin⸗ 
ſicht gar nichts geſchehen kann, und die Regierung 
hat ſehr verſtändiger Weiſe dieſen Punkt unberührt 
gelaſſen. Das hätte Alles vermieden werden können, 
da ja die Geſetze in dieſem Punkte nicht aufgeho⸗ 
ben werden. Aber die Herren, welche den Geheim⸗ 
rath Tiedemann in ihrer Mitte haben (Heiterkeit), 
haben dieſe Klauſel für nothwendig er achtet, die 
die Regierung nicht eingeſchoben hatte, ausdrücklich 
noch einzuſchieben, und die Art und Weiſe, wie 
Herr v. Zedlitz bei der Begründung des Art. 4 
ſprach, war deutlich und klar mit der Tendenz be⸗ 
haftet, zu jagen: Centrum, du kannſt unter keiner 
Bedingung beitreten! Er hatte Todesangſt, daß 
das geſchehen könne (Große Heiterkeit), daß man 
für das große Prinzip eines Paragraphen ſtimmen 
kann, ohne daß man ſo beliebig hinzugewürfelte 
Zuſätze beachtet, in der Hoffnung und der Mei- 
nung, daß es im weiteren Verlaufe der Diokuſſion 
gelingen werde, dieſe in künſtlicher Machination zur 
Beſeitigung des Geſetzes erſonntnen Zuſätze wieder 
zu beſeitigen. — Auf dieſem Boden hat unſere 
Abſtimmung geſtanden; ſie ſteht noch heute darauf, 
und wir werden uns erlauben, bei dem weiteren 
Fortgange der Sache zu verfahren, wie ich es 
Ihnen dargelegt habe. Es ſteht feſt: die Regie⸗ 
rung könnte hier im Haufe die Majorität gewin⸗ 
nen, wenn ſie will. Es ſteht feſt, daß prinzipiell 
die große Majorität des Hauſes die Zurückberufung 
der Biſchöfe genehmigt (Widerſpruch). Das iſt für 
mich in weiterer Entwickelung der Dinge ein unge⸗ 
heures Reſultat, daher der Zorn des Herrn von 
Zedlitz und eines Theiles feiner Freunde und ihres 
Moniteurs, der großen Poſaune „Poſt“ (Heiter- 
keit). — Herr v. Wedell hat es ausgeſprochen, er 
wolle den Frieden. Das katholiſche Volk wird ihm 
dafür dankbar ſein, denn es gehort zu dieſer Er⸗ 
klärung ein gewiſſer Muth. Dieſe Vorlage iſt 
aber ein Verſuch zum Frieden mit untauglichen 
Mitteln. Nehmen Sie unſere Anträge nicht an, 
dann müſſen wir zu unſerem Bedauern gegen das 
ganze Geſetz ſtimmen. Wir thun es mit Bedauern 


der Sache wegen, weil in der Kirche ein großer 
Nothſtand heriſcht, wir bedauern es wegen der 
Friedensliebe des Kultusminiſters, wir bedauern es, 
weil ich fürchte, daß im Falle unſerer Ablehnung 
ein Mißtrauen der Konſervativen gegen uns er- 
wachſen wird, welches uns Beiden nicht zum Vor⸗ 
theil gereichen kann. 

Kultusminiſter v. Puttkamer: Wenn der 
Herr Abg. Windthorſt meinte, die Regierung könne 
für ihre Vorlage eine Majorität haben, wenn ſie 
nur ernſtlich wolle, ſo ſprach er damit die ſehr 
leichte Löſung einer Frage aus, die für mich in 
dieſem Augenblick noch ein großes Problem iſt, und 
ich geſtehe, daß die Aeußerungen, die wir vernom⸗ 
men haben, mich der Aufklärung über dieſes Pro- 
blem keineswegs näher gebracht haben. Wenn dann 
Herr Abg. Dr. Windthorſt erklärte, daß das Cen⸗ 
trum gegen die Artikel 1 und 4 unter allen Um⸗ 
ſtänden dann ſtimmen muß, wenn die nicht von der 
Regierung vorgeſchlagene Anzeigepflicht darin bliebe, 
ſo muß ich allerdings von dieſer Erklärung inſo⸗ 
fern Akt nehmen, als ich glaube, daß ihre Konſe⸗ 
quenz für die Regierung bei der ernſten Erwägung 
des Schlußergebniſſes dieſer Berathungen auch ſehr 
in's Gewicht falle (hört!). — Ich habe noch eine 
Erklärung abzugeben. Die Regierungs vorlage iſt 
unzweifelhaft als eine ſolche angelegt und gedacht 
worden, welche unter eine Zeitbeſtimmung nicht 
fallen würde aus einem ſehr einfachen Grunde. 
Die von uns vorgeſchlagenen Beſtimmungen zer⸗ 
fallen in zwei Kategorien, in ſolche, welche den 
Charakter der Uebergangsperlode offenbar an ſich 
tragen, neben dieſen Beſtimmungen läuft eine An⸗ 
zahl organiſcher Vorſchläge, namentlich die Art. 2 
und 9, welche nach der Auffaſſung der Regierung 
allerdings den Charakter einer durchgreifenden Um⸗ 
geſtaltung weſentlicher Grundlagen der kirchenpoliti⸗ 
ſchen Geſetze und deren Handhabung in ſich tragen. 
Wenn nun von derjenigen Seite des Hauſes, auf 
deren Unterſtüßung die Regierung weſentlich zu 
rechnen hat, heute erklärt wurde, daß ſie der Re⸗ 
gierung Vollmachten nur bis 82 gebe, fo ſieht die 
Regierung hierin keinen Mangel an Vertrauen und 
glaubt auch ihrerſeits, daß dieſe Friſt ausreichend 
jein wird, um einen Fortſchritt anzubahnen uud zu 
erreichen. Ich ſtehe dieſem Vorſchlage um ſo näher, 
als ich glaube, daß eine ſolche Friſt dazu führen 
wird, nun auch mit der anderen Seite eine ſchließ⸗ 
liche Verſtändigung herbeizuführen. Ich erkläre des⸗ 
halb, daß die Regierung mit der Friſtbeſtimmung, 
vorausgeſetzt, daß Art. 3, 9 und 10 ausgenommen 
wird, ſich einverſtanden erklärt. 

Die Diskuſſion wird geſchloſſen. 

Der Art. 12 wird hierauf mit großer Majo⸗ 
rität angenommen. 

Mehrere zu dem Geſetze eingelaufene Petitio⸗ 
nen werden durch die gefaßten Beſchlüſſe für erle⸗ 
digt erklärt. \ 

Damit iſt die zweite Leſung des kirchenpolltiſchen 
Geſetzes erledigt. 9 

Auf eine Anfrage des Abg. Dr. Wehr ier- 
klärt der Präſident, er werde die Befchlüffe 
der zweiten Berathung noch heute vertheilen laſſen, 
dann ſtehe nichts im Wege, die dritte Leſung des 
Geſetzes ſchon am Sonnabend vorzunehmen. 

Nächſte Sitzung: Freitag 11 Uhr. 

Tagesordnung: Interpellation Virchow, Huene, 
Schorlemer, Verwaltungsgeſetze. 

Schluß 41, Uhr. 


Deutſchland. 

Berlin, 24. Juni. In Betreff der Be⸗ 
ſtimmungen der Kirchengemeinde- und Synodalord⸗ 
nung bezüglich der Stellung des Patronatsvertreters 
hat der evangeliſche Ober⸗Kirchenrath ſich dahin 
aus geſprochen, daß die in dem der Erörterung die⸗ 
ſer Angelegenheit zu Grunde liegenden Bericht kund⸗ 
gegebene Auffaſſung, daß ein Patronatsvertreter Ge⸗ 
meindemitglied ſein und die zur Wählbarkeit erfor⸗ 
derlichen Eigenſchaften beſitzen müſſe, ſchon früher 
als unrichtig bezeichnet worden iſt. Das Schreiben 
der Patronatsbehörde, welches zu dieſer Anſicht ge⸗ 
führt hatte, iſt allerdings durch die Bezugnahme auf 
$ 6 Abſatz 2 der Kirchengemeinderrdnung mißver⸗ 
ſtändlich geworden, da die Befugniß zur Ernennung 
eines Patronatsvertreters nicht auf der Kirchenge⸗ 
meinde ordnung, ſondern auf allgemeinen Landesge⸗ 
ſetzen beruht und lediglich unter dem Geſichtspunkt 
des Vollmachtsauftrags zu betrachten if. In Be⸗ 
treff der nach $ 34 für den Patron ſtatutrten Er⸗ 
leichterung bezüglich des Wohnſitzes am Ort der 
Gemeinde ſteht der ein für allemal beſtellte Vertre⸗ 
ter desjenigen Patrons, welcher keine phyſiſche Per⸗ 
ſon iſt, dem Patron vollſtändig gleich. Hieraus 
folgt, daß derſelbe nicht Mitglied der Gemeinde zu 
ſein braucht, und es folgt weiter, daß ein ſolcher 
Patronatsvertreter lediglich auf Grund ausgeſpro⸗ 
chener Willenserklärung in den Gemeindekirchenrath 
eintritt, ohne daß er zur vorgängigen Ablegung des 
Aelteſtengelübdes und zur Theilnahme an der feier⸗ 
lichen Einführung genöthigt werden kann. Endlich 
ergiebt ſich aus dem nach geſetzlichen Beſtimmungen 
dem Patron zuſtehenden alternativen Recht, daß 
derſelbe jederzeit ſelbſt ein wählbares Gemeindemit⸗ 
glied zum Aelteſten ernennen kann. 

Vom 1. Juli ab kommen für den Verkehr mit 
deutſchen Telegraphen-Anſtalten, zunächſt verſuchs⸗ 
weiſe, folgende Beſtimmungen in Anwendung: 1) 
Die Zuſtellung von Telegrammen an Empfänger 
außerhalb des Orts beſtellbezirks der Beſtimmungs⸗ 
Telegraphenanſtalt mittelſt beſonderer Boten kann 
von den Aufgebern durch Entrichtung einer feſten 
Gebühr von 80 Pfennigen für jedes Telegramm 
vorausbezahlt werden; 2) erfolgt die Zuſtellung 
durch beſondere Boten, ohne daß die Voraus bezah⸗ 
lung ſtattgefunden hat, ſo ſind die wirklich erwach⸗ 
ſenden Botenlöhne von dem Empfänger der Tele- 
gramme einzuziehen. 


Berlin, 24. Juni. Das Abgeordn⸗tenhaus 
hat heute am ſechſten Tage der Debatten die zweite 
Leſung der kirchenpolitiſchen Vorlage zu Ende ge⸗ 
führt. Angenommen wurde Artikel 10, der Kloſter⸗ 
paragraph, betreffs deſſen die Nationalliberalen be⸗ 
reit waren, die erwünſchten Erleichterungen zuzu⸗ 
geſtehen. Der Art. 11, von untergeordneter Wich⸗ 
tigkeit, wurde abgelehnt und Art. 12, die Friſtbe⸗ 
ſtimmung, wieder angenommen. Bei Gelegenheit 
des letzteren hat nun auch das Centrum, wie es 
ſcheint, definitiv Stellung genommen. Herr Windt⸗ 
horſt hielt eine längere Rede, in welcher er erklärte, 
das Centrum müſſe gegen die Vorlage ſtimmen, ſo 
lange in derſelben die Bezugnahme auf die Anzeige 
pflicht enthalten ſei. Für den Art. 4 habe das 
Centrum nur aus dem Grunde geſtimmt, weil es 
durch die Thatſachen den Beweis habe führen wol⸗ 
len, daß dem Minifterium eine impoſante Majorität 
zu Gebote ſteht, wenn es ſich zu gründlichen Re⸗ 
formen im Sinne des Centrums entſchließen wolle. 
Die Rede des Herrn Windthorſt war ein Proteſt 
gegen das zur Stunde ſich vollziehende Kompromiß, 
gerichtet an eine über den kontrahirenden Theilen 
ſtehende Macht. Die Miniſter werden angeklagt, 
die Majorität, die fig ihnen mit Hilfe des Cen⸗ 
trums bietet, nicht zu benutzen; ſie werden ange⸗ 
klagt, es an Eifer bei der Vertheidigung der Vor⸗ 
lage haben fehlen zu laſſen, ſie werden der Läſſig⸗ 
keit angeklagt, weil Herr Tiedemann und andere 
Mitglieder der freikonſervativen Partei nicht mit 
dem Miniſterium geſtimmt haben. Offenbar be⸗ 
mühte ſich der Redner, das ſich vollziehende Kom⸗ 
promiß zu ſprengen: anſcheinend hatte er die Hoff- 
nung auf den Erfolg feiner Bemühungen nicht au‘- 
gegeben. Geſtern wurde Herr v. Rauchhaupt von 
dem Fürſten Bismarck empfangen; derſelbe ift der 
hervorragendſte Vertreter derjenigen konſervativen 
Strömung, welche ein Kompromiß mit dem Centrum 
nicht für erwünſcht hält. 

Daß unter den Konſervativen auch andere An- 
ſchauungen vertreten find, beweiſen die Reden der 
Herren v. Kröcher, v. d. Reck, Stroſſer, und Herr 
v. Rauchhaupt mit dem Stamm der früher neu⸗ 
konſervativen Partei mag zuweilen einen harten 
Stand gehabt haben. Daß aber die konſervative 
Partei geneigt ſein wird, den Artikel 4 fallen zu 
laſſen, mag den Gegenſtand der Beſprechung gebil- 
det haben, die Herr v. Rauchhaupt geſtern mit dem 
Reichskanzler hatte. Vorausſetzung iſt dabei unter 
allen Umſtänden, daß die Regierung ſich endlich 
entſchließt, eine Initiative zu ergreifen und endlich 
aufhört, die Dinge an ſich herankommen zu laſſen. 
Heute konferirt Herr v. Bennigſen mit dem Reichs⸗ 
kanzler; ſein Standpunkt iſt bereits aus ſeiner Rede 
vom Montag bekannt. Daß ein Theil der Frak⸗ 
tion unerſchütterlich an den Anſchauungen feſthält, 
die in der Rede des Minifters Falk entwickelt wor⸗ 
den find, und ſich nach Aus merzung der ſchädlich⸗ 
ſten Beſtimmungen des Geſetzes nicht mit denjenigen 
befreunden mag, die als minder unverfänglich an⸗ 
zuerkennen find, darauf haben wir wiederholt hinge⸗ 
wieſen. 

Herr v. Puttkamer ergriff nach der Rede 
Windthorſt's die Gelegenheit, feſtzuſtellen, daß die 
Regierung mit der Thatſache rechnen müſſe, daß 
das Centrum kein Entgegenkommen beweiſt. Man 
kann dies nur dahin verſtehen, daß auch er jetzt 
davon abſieht, mit dem Centrum ein Kompromiß 
herbeizuführen. 


Provinztelles. 
Stettin, 25. Juni. 

— Die Beſtimmung des $ 134 der Reichs- 
Gewerbeordnung, nach welcher Fabrikinhaber ver⸗ 
pflichtet ſind, die Löhne ihrer Arbeiter in baarem 
Gelde auszuzahlen, wird, nach einem Erkenntniß 
des Reichsgerichts, I. Strafſenats, vom 19. April 
d. J., durch die Auszahlung der Arbeitslöhne in 
Bons, welche als Zahlung für Waaren dienen, die 
von beſtimmten Händlern zu beziehen ſind, und 
Einlöſung der Bons durch die Fabrikkaſſe verletzt. 

— Der Magiſtrats⸗Exekutor Franz Dieckow 
aus Pyritz, welcher lange Zeit in Pyritz die Brand⸗ 
ſtiftung gewerbmäßig betrieb, hatte ſich geſtern vor 
dem Schwurgericht zu Stargard zu verantworten. 
Er wurde der Brandſtiftung in 7 Fällen und einer 
verſuchten Brandſtiftung für ſchuldig befunden und 
zuſätzlich zu einer wegen Betrugs noch zu ver⸗ 
büßenden Strafe von 6 Monaten zu 141, Jah- 
ren Zuchthaus verurtheilt. 

— In Lübeck wird am 6. Juli d. J. mit 
einer Seeſteuermannsprüfung begonnen werden. 

— Es ſcheint hierſelbſt ein Frauenzimmer ihr 
Augenmerk auf die Ohrringe zu richten, erſt vor 
einigen Tagen wurden einem Kinde ein Paar gol- 
dene Ohrringe geſtohlen und geſtern wurde wiederum 
verſucht, dem 2%, Jahre alten Kinde eines Kauf⸗ 
manns auf dem Flur eines Hauſes der Breitenſtr. 
die Ohrringe herauszuziehen. Die betreffende Frauens⸗ 
perſon, welche das Ohr des Kindes ſchon blutig 
geriſſen hatte, entlief, als andere Perſonen hinzu⸗ 
kamen. 

— Bellevue -Theater. „Artikel 47“ 
hatte geſtern mit unſeren Gäſten Frau Swoboda 
und Herrn Steinar einen brillanten Erfolg und 
wird heute zum erſten Male wiederholt. 

Greifswald, 24. Juni. Das Ausſtellungs⸗ 
Komitee der Anklamer Gewerbe⸗Ausſtellung wird 
während der Ausſtellung ein Probepflügen veran- 
falten, und iſt daſſelbe auf den 14. Juli cr. an- 
geſetzt. Zur Beſchickung der Ausſtellung dat eine 
recht anſehnliche Zahl von Fabrikanten nicht nur 
Bodenbearbeitungsgeräthe, ſondern auch andere Ma⸗ 
ſchinen und Geräthe zu den verſchiedenen Zwecken 
in der Landwirthſchaft angemeldet. Das Probe- 
pflügen wird ſicherem Vernehmen nach von folgen- 
den Herren geleitet werden: Rittergutsbeſitzer Frentz⸗ 


Tramſtow, Dr. Pietrusky⸗Greifswald, Gutspächter 


Prützmann⸗Conſatzes und Rittergutsbeſitzer Gra 
von Schwerin Ducherow. 


Vermiſchtes. 

— Zuſendung gerichtlicher Koſtenrechnungen 
mittelſt Poſtkarten. Vor einiger Zeit ging die Mit⸗ 
theilung durch die Preſſe, daß einzelne Berichte die 
Koſtenrechnungen den Parteien mittelſt offener Poſt⸗ 
karten zugehen ließen; es wurde dies um ſo mehr 
bemängelt, als dleſelben Gerichte wiederholt dahin 
erkannt hatten, daß das Mahnen durch Poſtkarte 
unſtatthaft reſp. ſtrafbar ſei. Wie man uns mit- 
theilt, iſt obige Maßnahme jetzt beſeitigt und den 
Gerichten durch Miniſterial⸗Reſkript das Einſchicken 
der Koſtenrechnung mittelſt offener Poſtkarten unter⸗ 
ſagt worden. 


Literariſches. 

Heringsdorf. Soeben geht uns aus dem 
bekannten Karten⸗Verlage von Dietri h Rei- 
mer in Berlin, Anhalterſtraße Nr. 12, eine neue 
Ausgabe des hübſchen Sitnationsplanes nebſt 
Karte der Umgegend von Heringsdorf (Preis 
1,20 M.) zu. Allen Beſuchern unſeres herrlichen 
Oſtſeebades iſt dieſer praktiſche Plan ſeit Jahren 
ein gern geſehener Freund und ein treuer, ſtets zu⸗ 
verläſſiger Führer auf allen Spazierwegen in und 
um Heringsdorf. Sie werden dieſe neue Ausgabe 
daher freudig begrüßen und vielfachen Nutzen aus 
den ſorgfältigen Berichtigungen und Nachträgen, 
ſowie aus den angefügten „Notizen für Fremde“ 
ziehen. [97] 


Zelegrapbifche Depeſchen. 

Wien, 24. Juni. Der Abg. wel: Du- 
najewski aus Krakau wurde vom Miniſter-Präſtden⸗ 
ten Taaffe herbeigerufen, um in das Kabinet ein⸗ 
zutreten. Entweder als Handels- oder Finanzmi⸗ 
nifter, eventuell auch als Remplacant für den Po- 
lenminiſter Zimialkowski, deſſen Stellung ebenfalls 
erſchüttert. i 

Wien, 24. Junt. 
Korreſpondenz“: 

Aus Paris und aus Philippopel uns zuge⸗ 
gangene Briefe ſignaliſtren übereinſtimmend die Even⸗ 
tualität, daß Aleko Paſcha, welcher ſich am Sonn⸗ 
abend nach Konſtantinopel begiebt, nicht mehr als 
General-Gouverneur von Oſtrumelien nach Philip⸗ 
popel zurückkehren werde. 

Brüſſel, 24. Juni. Die Regierung wird in 
der außerordentlichen Kammerſeſſion ein Amneſtie⸗ 
geſetz für die Fahnenflüchtigen der Armee einbringen, 
deren Zahl 15 — 20,000 beträgt und die größten- 
theils im Norden Frankreichs ſich aufhalten. 

Paris, 23. Juni. Der italieniſche Botſchaf⸗ 
ter, General Cialdint, hat heute ſein Beglaubi⸗ 
gungsſchreiben überreicht. Victor Hugo führte das 
Präſidium bei einer heute ſtattgehabten Verſamm⸗ 
lung der Unionsgruppe. In einer Anſprache be ⸗ 
tonte er, daß er es zuerſt geweſen, der den Gedan⸗ 
fen einer allgemeinen Anmeſle angeregt babe 

Paris, 24. Juni. Rochefort wird, ſobald die 
Amneſtie Thatſache geworden, in Paris ein neues 
Blatt herausgeben, deſſen Erſcheinen bereits bei der 
Behörde angemeldet iſt. Daſſelbe ſollte „La Re⸗ 
vanche“ heißen, Rochefort hat indeß den Titel 
„Intranſigeant vorgezogen. Ebenſo hat der Er- 
kommunard Jules Valles ein neues ſonztaliſtiſches 
Organ unter dem Titel „Eri du peuple“ ange⸗ 
kündigt. 

London, 24. Juni. Unterhaus. Auf eine 
Anfrage Otwap's erklärte Unterſtaatsſekretär Dilke, 
die Regierung habe keine Nachricht erhalten, daß 
Moukhtar Paſcha zum Oberbefehlshaber der türkl⸗ 
ſchen Truppen in der europäiſchen Türkei ernannt 
worden ſei. Die Stärke der türkiſchen Truppen in 
Macedonten und deſſen Umgebung betrage nicht 
80,000 Mann. Der Premier Gladſtone bean- 
tragte die zweite Leſung der Bill betreffend die be⸗ 
kannten neuen Finanzvorſchläge und erklärte, daß 
der Termin für die Einführung der neuen Wein- 
zölle noch hinausgeſchoben werden müſſe, weil es 
nicht wahrſcheinlich ſei, daß das bezügliche neue 
Abkommen mit Frankreich bis zu dem zuerſt in Aus⸗ 
ſicht genommenen Termine getroffen ſein werden. 
Er glaube, daß die Unterhandlungen mit Frankreich 
im Herbſt d. J. beginnen und wahrſcheinlich im Ja⸗ 
nuar n. Js. abgeſchloſſen werden. 

Bradlaugh wurde auf den Antrag Northcote's 
wieder in Freiheit geſetzt. 

Cincinnati, 24. Juni. Die demokratiſche 
Konvention hat den General Hancock zum demo⸗ 
kratiſchen Kandidaten für die Präſidentſchaft er- 
nannt. 


Meldung der „Polit. 


— — — 


Bellerue- Theater. 


Freitag, den 25. Juni: 


Gaſtſpiel der Frau Marie 
Swoboda von Berlin und des 
Herrn Theodor Steinar vom 
5 Landestheater in Prag. 


Zum 2. Male: 


Artikel A7, 
Problematiſche Exiſtenzen. 


Sittengemälde in 5 Akten von Belot, deutſch von 


Blumenreich. 
(Senſationsſtück 1. Ranges!) 
Georges — — Herr Th. Steinar als Gaſt. 
Cora — — — Frau M. Swehoda als Gaſt. 
Von 5 Uhr: 


Grosses Concert. 


A 


